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Auf Antrag der DB Netz AG , Regionalbereich Sud (Vorhabentragerin) erlasst das Ei-
senbahn-Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m.
§ 74 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG) folgende

Plangenehmigung

A. Verfugender Teil

A.l Genehmigung des Plans

Der Plan fiir das Vorhaben ,Anderung Bahnlibergang "Altmann"™, in der Gemeinde
Wolnzach, im Landkreis Pfaffenhofen, Bahn-km 6,385 bis 6,545 der Strecke 5383,
Rohrbach(lim), W 52W8 - Wolnzach Markt, wird mit den in dieser Genehmigung auf-

gefiihrten Ergénzungen, Anderungen und Nebenbestimmungen/ genehmigt.
Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen:

e Erneuerung des Bahnibergangs

e Neubau eines Geh- und Radfahrwegs im |. und Il. Quadranten

¢ landschaftspflegerische Begleitplanung einschlief3lich eines MalRnahmenkon-

zepts

Bzgl. einer differenzierten Auflistung der Teilmallnahmen wird auf Kapitel B.1.1
dieser Plangenehmigung und auf die Ziffern 1 und 5 des Erlauterungsberichts

(siehe A.2) verwiesen.

A.2  Planunterlagen

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen:

Unterlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
1 Erlauterungsbericht genehmigt
Planungsstand: 21.06.2021, 35 Seiten
2 Ubersichtspline nur zur Informa-
tion
2.1 Ubersichtskarte nur zur Informati-
Planungsstand: 02/2021, MaRstab 1 : 25.000 on
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Unterlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
2.2 Ubersichtslageplan nur zur Informati-
Planungsstand: 02/2021, MaRstab 1 : 5.000 on
3 Lageplan genehmigt
Planungsstand: 09/2021, Maf3stab 1 : 500
4 Bauwerksverzeichnis genehmigt
Planungsstand: 15.06.2021, 7 Blatter
5 Grunderwerbsplan genehmigt
Planungsstand: 06/2021, Mal3stab 1 : 500
6 Grunderwerbsverzeichnis genehmigt
Planungsstand: 14.06.2021, 3 Seiten zzgl. Abkdur-
zungsverzeichnis
7 Bahniibergange
71 Kreuzungsplan genehmigt
Planungsstand: 09/2021, Mal3stab 1 : 200
7.2 Markierungs- und Beschilderungsplan nur zur Informati-
Planungsstand: 09/2021, MaRstab 1 : 200 on
7.3 Schleppkurvenplan nur zur Informati-
Planungsstand: 09/2021, MaRstab 1 : 200 on
7.4 Kreuzungsplan StraRenplanung nur zur Informati-
Planungsstand: 09/2021, MaRstab 1 : 200 on
7.5 Streuwinkelplan nur zur Informati-
Planungsstand: 09/2021, MaRstab 1 : 200 on
7.6 Verkehrszahlung nur zur Informati-
Planungsstand: 14.06.2021, 63 Seiten on
8 Héhenplan genehmigt
Planungsstand: 02/2021, Maf3stab 1 : 200
9 Querschnitt genehmigt
Planungsstand: 02/2021, Maf3stab 1 : 100
10 Baustelleneinrichtungs- und ErschlieBungsplan | genehmigt
Planungsstand: 02/2021, Maf3stab 1 : 500
11 Kabel- und Leitungslageplan genehmigt
Planungsstand: 02/2021, Mafstab 1 : 500
11.1 Kabel- und Leitungslageplan genehmigt
Detail 1 zur Unterlage 11
Planungsstand: 02/2021, Maf3stab 1 : 200
12 Trassierungslageplan genehmigt
Planungsstand: 02/2021, MaRstab 1 : 500
13 Baugrundgutachten nur zur Informati-
Planungsstand: 14.06.2021, 37 Seiten zzgl. 3 An- on
lagen
14 Umwelt genehmigt
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Unterlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
14.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan mit integrier- | genehmigt
ter Artenschutzprifung
Planungsstand: 14.06.2021, 23 Seiten
14.2 MaRnahmenbléatter genehmigt
Planungsstand: 14.06.2021, 10 Malinahmen auf 20
Seiten
14.3 Landschaftspflegerischer Bestands- und Konflikt- | genehmigt
plan
Planungsstand: 06/2021, Maf3stab 1 : 250
14.4 Landschaftspflegerischer Manahmenplan genehmigt
Planungsstand: 06/2021, Mafstab 1 : 250
15 Spezielle artenschutzrechtliche Priufung nur zur Informa-
Planungsstand: 14.06.2021, 39 Seiten tion
16 Schall- und erschiitterungstechnische Untersu- | nur zur Informa-
chung tion
Planungsstand: 14.06.2021, 46 Seiten zzgl. Anla-
gen
17 BoVEK-Kurzkonzept nur zur Informa-
Planungsstand: 29.04.2020, 7 Seiten zzgl. 3 Seiten | tion
Anlagen

A.3  Besondere Entscheidungen

A.3.1 Konzentrationswirkung

Durch die Plangenehmigung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliellich der

notwendigen FolgemalRnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm be-

ruhrten o6ffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere

behdrdliche Entscheidungen, insbesondere &ffentlich-rechtliche Genehmigungen,

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen
nicht erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i.V.m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VwVfG
i. V.m. § 75 Abs. 1 VWVFG).
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A.4 Nebenbestimmungen

A.4.1 Abweichungen vom Regelwerk

A.4.1.1 Zustimmung im Einzelfall (ZiE)

Die Zustimmung im Einzelfalls fiur die Verwendung einer Sonderweichenform EW 49-
150-1:5,515 auf der Strecke Rohrbach (llm) — Wolnzach, Anschluss Fa. Altmann
wurde mit Bescheid vom 28.07.2021, Gz. 215.5-215izbo/005-2101#052-(557/21-ZIE)

erteilt.

Die darin angeordneten Nebenbestimmungen und Hinweise hat die Vorhabentragerin

im Zuge der Realisierung des Vorhabens zu beachten und umzusetzen.

A.4.2 Allgemeines

A.4.2.1 Der Baubetrieb ist grundsatzlich so zu gestalten, dass weder der Boden noch das

Grundwasser nachteilig beeinflusst oder verunreinigt werden kann.

A.4.3 Wasserwirtschaft und Gewasserschutz

A.4.3.1 Die Antragstellerin hat die gesamte BaumafRnahme plan- und sachgemaf nach den
vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen (hier insbesondere diejenigen des
Gewasserschutzes) und den allgemein anerkannten Regeln der Technik und Si-
cherheitstechnik auszufiihren.

A.4.3.2 Wahrend der Durchfihrung der Bauarbeiten ist duf3erste Sorgfalt beim Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen zu wahren. Insbesondere ist darauf zu achten, dass
keine Schmier- bzw. Treibstoffe in den Untergrund gelangen. Es darf daher nur mit
technisch einwandfreien Maschinen gearbeitet werden.

A.4.3.3 Aufgrund der hydrogeologischen Verhaltnisse (Grundwasser laut Baugrundgutach-
ten ab ca. 2 m unter GOK zu erwarten) kédnnen bei tieferen Griindungsmafinahmen
ab ca. 2 m unter GOK Bauwasserhaltungen erforderlich werden. Diese sind unter
Vorlage ausreichender Unterlagen rechtzeitig vorher im wasserrechtlichen Verfah-

ren bei der zustandigen Wasserbehdrde zu beantragen.

A.4.4 Naturschutz und Landschaftspflege/Artenschutz

A.4.4.1 Beginn und Abschluss der Umsetzung der landschaftspflegerischen Mallnahmen
sind dem Eisenbahn-Bundesamt, Au3enstelle Mliinchen, anzuzeigen.

A.4.4.2 Die im Erlauterungsbericht (siehe A.2) unter den Ziffern 9.2 und 9.3 sowie im Land-
schaftspflegerischen Begleitplan (LBP) aufgefiihrten Vermeidungs-, Verminderungs-
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A443

A4.4.4
A4.45

A.4.4.6
A447

A4438

Rekultivierungs-, Ausgleichs- und SchutzmalRnahmen sind ausnahmslos umzuset-
zen. Sie sind so auszufihren, wie sie unter den Ziffer 9.2 - 9.3 des Erlauterungsbe-
richts bzw. unter Ziffer 6 des LBPs dargestellt sind, soweit in den nachstehenden ar-
ten- und naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen keine davon abweichenden
oder erganzenden Regelungen getroffen sind. Abweichende oder erganzende Re-
gelungen in den nachstehenden Nebenbestimmungen gehen den Angaben in den
Antragsunterlagen vor. Dies betrifft insbesondere die strukturelle Vergramung von
Reptilien, das Aufstellen von Reptilienschutzzaunen, das Einrichten von Bautabuzo-
nen, die Kontrolle bzw. den Abfang/die Umsiedelung von Reptilien sowie die im LBP
beschriebenen Bodenschutzmalinahmen.

Die natur- und artenschutzfachlichen Nebenbestimmungen sind durch fachlich quali-
fiziertes Personal, analog zu den Anforderungen an eine fachlich qualifizierte ékolo-
gische Baubegleitung (nach MalRgabe des Umweltleitfadens Teil VII des Eisenbahn-
Bundesamtes), durchzufihren bzw. zu kontrollieren. Die Umweltbaubegleitung
(UBB) ist der Unteren Naturschutzbehérde und dem Eisenbahn-Bundesamt nament-
lich (inkl. Kontaktdaten) zu benennen. Der Unteren Naturschutzbehoérde ferner Er-
reichbarkeit und fachliche Qualifikation der beauftragten Person vor Baubeginn mit-

zuteilen.

MaRBnahmen vor Baubeginn
Rodungen von Geholzen dirfen nur auRerhalb der Vogelbrutzeit, d. h. nicht in der

Zeit vom 1. Marz bis 30. September, durchgeflihrt werden.

MaRBnahmen wéahrend des Baubetriebs

Bei der Baudurchflihrung sind die einschlagigen technischen Regelwerken (z.B. DIN
18 920 — Schutz von Baumen, Pflanzenbestidnden und Vegetationsflachen bei
BaumalRnahmen, RAS-LP 4 ,Richtlinie fir die Anlage von Stra3en, Teil 4: Schutz
von Baumen, Vegetationsbestanden und Tieren bei BaumalRnahmen®) zu beachten.
Die Untere Naturschutzbehdrde ist bei auftretenden Problemen rechtzeitig einzubin-

den.
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A.4.4.9 MaBnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten

A.4.4.10Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der urspriingliche (begriinte) Zustand der
Baustelleneinrichtungs- und Lagerflachen wiederherzustellen.

A.4.4.11Die landschaftspflegerischen Malinahmen sind zeitnah, spatestens 12 Monate nach
Fertigstellung der technischen Anlagen, fertigzustellen.

A.4.4.12Nach Abschluss der Bau- und sonstigen Malinahmen ist durch eine qualifizierte
Fachkraft eine Erfolgskontrolle der fachgerechten Umsetzung der landschaftspflege-
rischen Arbeiten durchzufiihren. Das Ergebnis der Erfolgskontrolle ist dem Eisen-

bahn-Bundesamt, AulRenstelle Minchen, schriftlich mitzuteilen.

A.4.5 Immissionsschutz

Es sind folgende MaRnahmen zur Minderung bauzeitlicher Immissionen zu treffen:
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A.4.51 Rechtzeitig vor dem anvisierten Baubeginn sind die betroffenen Anwohner,
der Markt Wolnzach und die Untere Immissionsschutzbehdrde Uber die Baumafl3-
nahmen, insbesondere den geplanten Bautermin, die Dauer und das geplante Ende
der Baumalinahmen, die angewandten Bauverfahren sowie die Durchflihrungszeiten
besonders larm- und erschitterungsintensiver Bautatigkeiten sowie die zu erwarten-
den Larmeinwirkungen, umfassend zu informieren. Ferner ist Uber die Unvermeidbar-
keit de Larmeinwirkungen aufzuklaren. Die BaumaRnahmen sind ferner ortsiblich
bekannt zu geben. Alle separaten Abweichungen vom Zeitplan sind ebenfalls mitzu-
teilen.

A.4.5.2 Bei der Durchfuhrung des Vorhabens sind die Bestimmungen der ,Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerauschemissionen® (AVV-
Baularm) anzuwenden und dementsprechend gegebenenfalls notwendige (weiterge-
hende) MaRnahmen zur Larmminderung unter Berlcksichtigung der oértlichen Gege-
benheiten und sonstigen Umstande zu ergreifen.

A.4.5.3 Zur Einhaltung der Immissionsrichtwerte der AVV Baularm bzw. Minimierung der
Larmeinwirkungen sind die Méglichkeiten der Schallminderung voll auszuschdpfen.

A.4.5.4 Es ist bereits bei der Vergabe der Bauleistung darauf zu achten, dass die derzeit auf
dem Markt befindlichen emissionsarmsten Maschinen eingesetzt werden (siehe 28.
BImSchV).

A.4.5.5 Es ist sicherzustellen, dass ausschliellich Bauverfahren und -gerate eingesetzt
werden, die hinsichtlich ihrer Schall- und Erschitterungsemissionen dem Stand der
Technik entsprechen. Der Einsatz larmarmer Baumaschinen ist entsprechend der 32.
BImSchV zu gewahrleisten.

A.4.5.6 Die eingesetzten Baumaschinen haben den Anforderungen der Richtlinie
2000/14/EG Stufe I, geandert durch die Richtlinie 2005/88/EG zu entsprechen.
A.4.5.7 Die Baustelle ist zur vollstandigen Erfullung des Vermeidungs- und Minimierungs-
gebots zu planen, einzurichten und zu betreiben. Die Vorhabentragerin hat sicherzu-
stellen, dass die Baustelle so geplant, eingerichtet und betrieben wird, dass Gerau-
sche und Erschitterungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik ver-
meidbar sind. Hierzu zahlen u. a. zusatzliche betriebliche Mallnahmen zur Minderung
und Begrenzung der Belastigungen im Einzelfall (Pausen, Ruhezeiten, Betriebsweise,
usw.) sowie umfangreiche Instruktionen der Arbeiter, insbesondere der Maschinen-
fuhrer. Schadliche Umwelteinwirkungen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar
sind, sind zu unterlassen. Die nach dem Stand der Technik unvermeidbaren schadli-

chen Umwelteinwirkungen sind auf ein Mindestmal® zu reduzieren. Unnétige bzw.
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vermeidbare Gerausche auf der Baustelle sind zu unterlassen (z.B. unnétiges Lau-
fenlassen von LKWs bzw. Baumaschinen im Leerlauf Uber eine langere Zeit).

A.4.5.8 Die larmintensiven Arbeiten sind unter der Verwendung von gerduscharmen Bau-
maschinen und -verfahren auf den Tageszeitraum zu beschranken. Gemal Ziffer
9.5.5 des Erlauterungsberichts ist auf Nachtarbeiten im Zeitraum 20:00 bis 07:00 Uhr
zu verzichten.

A.4.5.9 Larmintensive (Gleis-)Bauarbeiten sind gemaf Ziffer 9.5.5 des Erlauterungsberich-
tes auf eine durchschnittliche Betriebsdauer von 8 Stunden im Tageszeitraum (7:00 —
20:00 Uhr) zu beschranken.

A.4.5.10Zur Sicherung der Baustelle vor Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb sind nur au-
tomatische Warnsysteme (Rottenwarnanlagen) zu verwenden, deren Warnsignalge-
ber Uber eine automatische Pegelanpassung (APA) verfiigen. Der Schallpegel der
Warnsignalgeber darf an der unteren Grenze des Dynamikbereiches der automati-
sierten Pegelanpassung maximal 97 dB (A) erreichen.

A.4.5.11Die Vorhabentragerin hat einen Immissionsschutzbeauftragten/ Larmschutzbeauf-
tragter (anerkannter Sachverstandiger fiur Schall- und Erschitterungsfragen) einzu-
setzen, der die Baustelle schall- und erschitterungstechnisch uberwacht und ggf.
notwendige MinderungsmafRnahmen zum Schutz der Nachbarschaft anordnet. Dieser
steht auch als Ansprechpartner/Schlichtungsstelle fir die betroffene Bevdlkerung
bzw. deren Vorabinformation bei bevorstehenden Belastigungen vor Ort zur Verfi-
gung. Der Immissionsschutzbeauftragte ist ortlich bekanntzugeben und dessen Er-
reichbarkeit sicherzustellen.

A.4.5.12Die Vorhabentragerin hat den Immissionsschutzbeauftragten vor Baubeginn dem
Eisenbahn-Bundesamt schriftlich zu benennen (Name, Telefon- und Faxnummer).

A.4.5.13Die Vorhabentragerin hat durch geeignete Vorkehrungen sicherzustellen, dass im
Rahmen des Vorhabens keine unzumutbaren Staubimmissionen auf die Nachbar-
schaft einwirken. Staubemissionen sind sowohl durch Mal3hahmen nach dem Stand
der Technik zur Staubbegrenzung bei den eingesetzten Maschinen und Arbeitspro-
zessen als auch durch organisatorische MaRnahmen bei Betriebsablaufen soweit wie
mdglich zu begrenzen.

A.4.5.14Hinsichtlich der erschitterungstechnischen Auswirkungen wahrend der Bauzeit sind
die MaRRgaben der DIN 4150 ,Erschitterungen im Bauwesen®, Teil 2 (Einwirkung auf
Menschen in Gebauden) und Teil 3 (Einwirkungen auf bauliche Anlagen) zu beachten

und dementsprechend gegebenenfalls notwendige MaRnahmen zu ergreifen.
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A.4.5.15Fur von erschitterungsintensiven Bautatigkeiten betroffene Gebauden (im Wesent-
lichen in einem Abstand kleiner 30 m) ist eine gebaudetechnische Beweissicherung
vor bzw. nach Ende der Baumalinahmen durchzufihren.

A.4.5.16Hinweis:

Larm-/ und/oder erschitterungsintensive Bauarbeiten zur Nachtzeit sowie an Sonn-
und Feiertagen sind auf das betrieblich unumgangliche Mal} zur Aufrechterhaltung

des Bahnverkehrs zu beschranken und ortslblich rechtzeitig bekannt zu geben.

Dem Eisenbahn-Bundesamt sind solche Bauarbeiten mdglichst friihzeitig vor Beginn

schriftlich anzugzeigen. Die Anzeige soll folgende Angaben beinhalten:

Bauort (km-Angabe ,von ... bis ..."),

Dauer der Arbeiten,

Bauleiter mit Telefonnummer sowie

Gdgf. geplante Mallnahmen zum Schutz der Anwohner.

Die Notwendigkeit der Nacht- bzw. Sonn- und Feiertagsarbeit ist in der vorge-

nannten Anzeige nachvollziehbar zu begrinden.

Hinweis: Sofern fur BaumaRnahmen an Sonn- und Feiertagen eine Befreiung nach
dem Bayerischen Gesetz Uber den Schutz der Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz

— GTG) erforderlich sein sollte, ist diese beim Markt Wolnzach einzuholen.

A.4.6 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz

A.4.6.1 Sollten im Planungsbereich Altlastenverdachtsflachen, Altablagerungen bzw. schad-
liche Bodenveranderungen bekannt werden, sind diese in Absprache mit dem Land-
ratsamt Pfaffenhofen und dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt mit geeigneten Me-
thoden zu erkunden, abzugrenzen und ggf. sanieren zu lassen. Mit den Untersu-
chungen sind Sachverstandige der Untersuchungsstellen mit einer Zulassung nach
der Verordnung Uber Sachverstandige und Untersuchungsstellen fur den Boden-
schutz und die Altlastenbehandlung in Bayern (VSU) zu beauftragen.

A.4.6.2 Es sind die aktuellen Fassungen des Verflll-Leitfadens heranzuziehen.

A.4.6.3 Wahrend des gesamten Baubetriebes, beim Lagern von Bau- und Aushubmateria-

lien, ist darauf zu achten, dass Abschwemmungen sowie der Eintrag von Stoffen
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A4.6.4

A.4.6.5

A.4.6.6

A.4.6.7

A.4.6.8

A.4.6.9

etc., die den Boden und das Grundwasser nachteilig beeinflussen oder verunreini-
gen, nicht zu besorgen sind.

Die Baustelle ist so zu betreiben, dass keine wassergefahrdenden Stoffe in den Un-
tergrund gelangen kénnen. Deshalb sind z.B. Baumaschinen und Baugerate gegen
Ol- und Treibstoffverluste zu sichern.

Baustoffe, Bauabfalle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass weder Vermi-
schung mit Bodenmaterial noch dessen Beeintrachtigung erfolgen kann.

Samtliche beim Ruckbau bzw. beim Abriss anfallenden Abfalle/Abbruchmaterialien
bzw. anfallender Aushub sind ordnungsgemaf entsprechend den gesetzlichen Re-
gelungen zu separieren, zwischenzulagern, zu deklarieren und entsprechend den
geltenden, insbesondere den abfallwirtschaftlichen Vorschriften, schadlos zu ver-
werten bzw. zu entsorgen.

Das anfallende Aushub und Abbruchmaterial sowie sonstigen auf der Baustelle an-
fallenden Abfalle und durch Klassifizierung abgetrennte Materialien sind nach den
einschlagigen Vorschriften - insbesondere des Bundesbodenschutzgesetzes und
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) - zu verwerten bzw. beseitigen. Soweit sie
entsprechend den Grundsatzen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) nicht wie-
derverwertet werden kénnen, sind sie ordnungsgemaf und schadlos nach Abstim-
mung mit der zustandigen Behdrde zu beseitigen. Die nach der Nachweisverord-
nung gegebenenfalls erforderlichen Nachweise sind zu fuhren.

Aushubmaterial ist gegen Wind- und Wasserverfrachtung zu sichern. Die Zwischen-
lagerung von belastetem Abbruchmaterial hat so zu erfolgen, dass bei langer anhal-
tenden Niederschlagen Oberflachenwasser nicht auf zwischengelagerte Haufwerke
einwirken kann. Erforderlichenfalls sind geeignete Vorkehrungen treffen (z.B. Abde-
cken mit stabilen Folien/Planen (PE-Folien) bzw. sturmsicheres Fixieren von zwi-
schengelagerten Haufwerken), um mdgliche Schadstoffverfrachtungen durch Aus-
schwemmen und Auswaschungen zu verhindern.

Im Zuge der Erdaushubmafinahmen anfallender Bodenaushub ist entsprechend
dem Grad der Belastung unter Berticksichtigung der mafigeblichen Regelwerke und
Vorschriften (TR LAGA M20 und StMUG-Eckpunktepapier) wiederzuverwerten.

A.4.6.10Bei samtlichen Aushubmaflnahmen im Bereich von Bahnanlagen und sonstigen,

bestehenden, baulichen Anlagen (Verkehrsflachen, Fundamente) und Aufschittun-
gen ist eine fachlich qualifizierte Aushubliberwachung durchzufihren. Die Aushub-
Uberwachung hat sich an den einschlagigen Anforderungen der TR LAGA M 20, die
Probenahme von Haufwerken hat sich an den Vorgaben des Merkblattes der LAGA

PN 98 zu orientieren. Bei Bodenmaterial ist in der Regel die Fraktion <2 mm zu un-
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tersuchen. Soweit Schadstoffe an gréberen Fraktionen gebunden sein kénnen
(Schlacken etc.) sind dies in die Untersuchung einzubeziehen. Die Malihahmen sind
zu dokumentieren und der Abfallbehérde vorzulegen.

A.4.6.11Verunreinigtes Aushubmaterial sowie kontaminierte Baurestmassen sind vor Ort zu
separieren, mdglichst auf befestigter Flache bereitzustellen und abfalltechnisch un-
tersuchen zu lassen sowie bis zur endgultigen Verwertung/Entsorgung gegen Aus-
waschungen durch Niederschlagswasser z.B. mittels Folienabdeckung zu schiitzen.

A.4.6.12Abfélle zur Verwertung (z. B. leere Gebinde, Verpackungsmaterialien und derglei-
chen) dirfen nicht lose und vor Witterungseinflissen ungeschiitzt im Freien gelagert
werden. Sie sind einer ordnungsgemafien Verwertung zuzuflihren. Die einschlagi-
gen Vorschriften zum Grundwasser- und Gewasserschutz sowie die abfallrechtli-
chen Bestimmungen sind zu beachten.

A.4.6.13 Gefahrliche Abfalle sind von anderen Abfallen getrennt zu halten. Der gewerbsma-
Rige Transport der gefahrlichen Abfalle darf nur von Fachunternehmen vorgenom-
men werden, die im Besitz einer gultigen Transportgenehmigung sind. Die Bestim-
mungen der Nachweisverordnung (NachwV) in der jeweils glltigen Fassung sind
hierbei zu beachten.

A.4.6.14Sofern Altschotter zurlick gebaut wird, sind die Vorgaben des LfU-Merkblattes
Nummer 3.4/2 ,Anforderungen an die Verwertung und Beseitigung von Gleisschot-
ter und sonstigen Gleisbaustoffen“ (aktuelle Fassung) zu beachten. Anfallender
Ausbauasphalt ist gemal® den Vorgaben des LfU-Merkblattes Nummer 3.4/1 ,um-
weltfachliche Beurteilung der Lagerung, Aufbereitung und Verwertung von Stral3en-
aufbruch - Ausbauasphalt und pechhaltige Stralenaufbruch® (aktuelle Fassung) zu
verwerten bzw. zu entsorgen. Betonbruch ist vorrangig einer zugelassenen Recyc-
linganlage zuzufuhren. Falls dies der Belastungsgrad nicht erlaubt, ist das Material
ordnungsgemal’ abfallrechtlich zu beseitigen bzw. zu entsorgen.

A.4.6.15Die anfallenden Holzschwellen sind ordnungsgemaf und schadlos zu entsorgen.

A.4.6.16Bei einer etwaigen Zwischenlagerung von auszubauendem Material ist sicherzustel-
len, dass die Zwischenlagerung entsprechend der einschlagigen Vorschriften und
Regelwerk durchgefiihrt wird. Die Entsorgung bzw. Zwischenlagerung ist zu Uber-
wachen und zu dokumentieren.

A.4.6.17Die Zwischenlagerung von belastetem (Abbruch-)Material ist so durchzufihren,
dass keine Schadstoffe in den Untergrund gelangen kdnnen (z.B. durch dichte Con-
tainer, Folien, etc.).

A.4.6.18Sollte es durch die Nutzung der Baustelleneinrichtungsflachen zu schéadlichen Bo-

denveranderungen kommen, sind diese zu beseitigen und eine Beweissicherung
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der Flache durchzuflhren. Der urspringliche Zustand der Flachen ist nach dem Ab-

schluss der Arbeiten wiederherzustellen.

A.4.7 Denkmalschutz

Falls durch die Baufirmen oder andere am Bau beteiligten Personen archaologische
Befunde entdeckt werden sollten, ist dies dem Bayerischen Landesamt flir Denkmal-
pflege und. der Unteren Denkmalschutzbehérde unverziiglich zu melden (Art. 8 Ab-
satz 1 BayDSchG).

A.4.8 Brand- und Katastrophenschutz
Um nachteilige Veranderungen des Uberschwemmungsgebietes bei HQ extrem ZU Ver-
meiden, ist darauf zu achten, dass sich keine maRgeblichen Anderungen an den Ho-

henlagen ergeben.

A.4.9 Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
Rechtzeitig vor Baubeginn ist mit von der BaumafRnahme betroffenen Leitungstragern
Kontakt aufzunehmen, um die im Einzelnen notwendigen MaRnahmen zur Verlegung
bzw. zum Schutz von Leitungen und Kabeln vor etwaigen Beschadigungen durch den

Baubetrieb einvernehmlich abzustimmen.

A.4.10 Leitungen Dritter

A.4.10.1Infrastrukturleitungen sind, soweit sie innerhalb der Bauflache liegen, wahrend der
Bauzeit in Abstimmung mit den zustandigen Eigentimern (Spartentragern) und ge-
maf deren Vorschriften in Betrieb zu halten, zu schiitzen bzw. zu sichern. Ferner
sind diese nicht zu (iberbauen und vorhandene Uberdeckungen dirfen nicht verrin-
gert werden. Ein unterbrechungsfreier Betrieb ist zu gewahrleisten. Entsprechendes
gilt fiir Anderungen und Neuverlegungen von Infrastrukturleitungen.

A.4.10.2 Die Mindestabstande zu Leitungen Dritter sind analog zu den Angaben in den ent-
sprechenden Stellungnahmen einzuhalten; z.B. 1 Meter Mindestabstand zur i-21 /
Interoute Germany GmbH / GTT GmbH / EXA Trasse.

A.4.10.3Der Schutzbereich um Leitungen Dritter ist entsprechend den Angaben in den be-
treffenden Stellungnahmen freizuhalten; dieser wird flr Leitungen der Bayernwerk
Netz GmbH z.B. mit 0,5 m angegeben. In dieser Schutzzone sind die Anweisungen
aus den betreffenden Merkblattern zu achten.

A.4.10.4Der Beginn sowie der Ablauf der Baumalinahme sind der Bayernwerk Netz GmbH

frihzeitig (mindestens 6 — 9 Monate) vor Baubeginn schriftlich mitzuteilen. Gleiches
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gilt fur eventuell erforderliche Um- oder Tieferlegungen von Bestandskabeln im Zu-
ge der Baumalinahme.

A.4.10.5Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist frihzeitig, mindestens 6 Monate vor Bau-
beginn, Uber die geplante Baumalinahme zu informieren.

A.4.10.6 Umverlegungen oder Baufeldfreimachungen, die Telekommunikationsanlagen der
Vodafone GmbH bzw. der Vodafone Deutschland GmbH tangieren, sind mindestens

drei Monate vor Baubeginn bei der TDR-S-Bayern.de@vodafone.com anzuzeigen

und abzustimmen.

A.4.10.7Vor Beginn der Tiefbauarbeiten Uber oder in unmittelbarer Nahe von Anlagen der
Deutsche Telekom ist es erforderlich, dass sich die Bauausfilhrenden vom zustan-
digen Ressort, Fax: 0391/580213737, mailto: Planauskunft.Sued@telekom.de, in
die genaue Lage der zum Zeitpunkt der Bauausfiihrung vorhandenen Telekommu-
nikationslinien der Telekom eingewiesen wird.

A.4.10.8 Folgende Merkblatter sind zu beachten:

- Bayernwerk Netz GmbH ,zum Schutz der Verteilungsanlagen®
- ,Merkblatt zum Schutz unserer Telekommunikationsanlagen® (Spartentrager EXA)

- Merkblatt ,Anweisung zum Schutze unterirdischer Telekommunikationslinien und
—anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei Arbeiten anderer (Kabelschutz-

anweisung)
- Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH

- Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH
A.4.10.9FUr die Errichtung der neuen Zahleranschlusssaule fir das BSH des BU ist friihzei-
tig (mindestens 6 - 9 Monate) vorher ein entsprechender Antrag bei der Bayernwerk

Netz GmbH zu stellen.
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A.4.11 StraBen, Wege, Zufahrten

A.4.11.1Die ausfiihrenden Firmen haben fir die Arbeiten, die Auswirkungen auf den 6&ffentli-
chen Strallenraum haben, eine verkehrsrechtliche Anordnung beim zustandigen
Strallenverkehrsamt anzufordern und die darin gemachten Auflagen einzuhalten.

A.4.11.2 Auf Grund der Baumalinahme verschmutzte Stralen, Wege und Zufahrten sind von
der Vorhabentragerin oder dessen Beauftragten ordnungsgemaf zu reinigen. Scha-
den, die durch den Baubetrieb an diesen Anlagen entstehen, sind im Einvernehmen

mit den jeweiligen Unterhaltungspflichtigen zu beseitigen oder zu entschadigen.

A.4.12 Baudurchfiihrung
A.4.12.1Bei der Baudurchfiihrung sind die malfigeblichen Vorschriften und Sicherheitsbe-

stimmungen zu beachten sowie dementsprechende Sicherheitsvorkehrungen und

Schutzanlagen vorzusehen, so dass eine Gefahrdung Dritter ausgeschlossen ist.
A.4.12.2Schaden, die bei der voribergehenden Beanspruchung von Grundstiicken entste-

hen sollten, sind vom Verursacher zu beseitigen und gegebenenfalls zu entschadi-

gen.

A.4.13 Baustellenkontrollen

Die Einhaltung der fur Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften, insbesonde-
re bezuglich Larm, Erschutterungen, Staub und Schutz angrenzender Flachen, sind

durch entsprechende Baustellenkontrollen sicherzustellen.

A.4.14 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter

Die Vorhabentragerin hat mit den Grundstlickseigentimern fir die voribergehende
bzw. dauerhafte Inanspruchnahme von Flachen jeweils eine entsprechende Verein-
barung abgeschlossen bzw. die schriftliche Zustimmung eingeholt. Auf die in diesen
Schriftstlicken enthaltenen Regelungen und Verpflichtungen der Vorhabentragerin
wird ausdrucklich hingewiesen. Insbesondere sind nach der Beendigung der Bauar-
beiten die als Baustelleneinrichtung genutzten Flachen ordnungsgemal zu berdumen

und der urspringliche Zustand der Flachen ist wiederherzustellen.

A.4.15 Unterrichtungspflichten

Der Baubeginn ist dem Eisenbahn-Bundesamt, dem Markt Wolnzach und der Unte-

ren Naturschutzbehdrde moglichst friihzeitig schriftlich bekannt zu geben.
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A5

A.6

A7

A8

A9

Anzeige der Fertigstellung, Vollzugskontrolle

Die Fertigstellung des Vorhabens ist dem Eisenbahn Bundesamt schriftlich anzuzei-
gen. Dazu ist der vom Eisenbahn-Bundesamt zur Verfigung gestellte Vordruck zu
verwenden. Mit dieser Anzeige ist von der Vorhabentragerin zu erklaren, dass sie die
mit dem Plangenehmigungsbescheid genehmigten Baumalinahmen ordnungsgemaf
errichtet und alle auferlegten Nebenbestimmungen erflllt hat. Sofern einzelne Ne-
benbestimmungen noch nicht erfillt wurden, ist dies von der Vorhabentragerin ge-

sondert aufzufihren und zu begriinden.

Zusagen der Vorhabentriagerin

Soweit die Vorhabentragerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Ab-
sprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getra-
gen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieser Plangenehmigung, als sie ihren
Niederschlag in den genehmigten Planunterlagen gefunden haben oder in der Plan-

genehmigung nachfolgend dokumentiert sind.

Die Vorhabentragerin hat mit E-Mail vom 05.01.2022 mitgeteilt, dass sie die Forde-
rungen/Auflagen aus den nachfolgend genannten Stellungnahme der Leitungstrager
zur Kenntnis nimmt und den Forderungen/Auflagen zustimmt. Dies sind betrifft die
Stellungnahmen der Bayernwerk Netz GmbH, der EXA, der Vodafone
GmbH/Vodafone Deutschland GmbH und der Deutschen Telekom Technik GmbH
(Siehe B.1.2).

Entscheidung iiber Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Antrage

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Be-
hérden und Stellen gedulierten Forderungen, Hinweise und Antrage werden zurlick-
gewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise

erledigt haben.

Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes gegentber Dritten sofort vollziehbar.

Gebiihr und Auslagen

Die Gebuhr und die Auslagen fur das Verfahren tragt die Vorhabentragerin. Die Hhe

der Gebuhr und der Auslagen werden in gesonderten Bescheiden festgesetzt.
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B. Begriundung

B.1

B.1.1

B.1.2

Sachverhalt

Gegenstand des Vorhabens

Das Bauvorhaben ,Anderung Bahniibergang "Altmann™ hat die Sicherung des Bahn-
Ubergangs nach dem aktuellen Stand der Technik zum Gegenstand. Die Anlagen lie-
gen bei Bahn-km 6,385 bis 6,545 der Strecke 5383 Rohrbach(lim), W 52W8§ -

Wolnzach Markt im Markt Wolnzach.

Der Bahniibergang Altmann entspricht nicht mehr dem aktuellen Stand der Technik.

Er weist folgende bautechnische und sicherungstechnische Defizite auf:
- Fehlender Geh- und Radweg Uber den Bahnlibergang im I. und Il. Quadranten,
- Fehlende Abschrankung des Geh- und Radwegs im Ill. und IV. Quadranten und

- der Bahnlbergang (BU)wird regelmaRig fiir Rangierfahrten genutzt. Hierbei wird
der Bahnubergang nicht immer frei gefahren und der Zug kommt halbseitig auf
dem BU zum Stehen, bevor er in die andere Richtung weiterfahrt. Durch die feh-
lende Abschrankung besteht die Gefahr, des Befahrens des Gefahrenraums

durch die StralRenverkehrsteilnehmer.

Durch das antragsgegenstandliche Vorhaben sollen diese Defizite behoben werden.

Verfahren

Die DB Netz AG (Vorhabentragerin) hat mit Schreiben vom 09.04.2021, Az. |.NI-S-N-
K, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwWVfG fir das Vor-
haben ,Anderung Bahniibergang "Altmann"" beantragt. Der Antrag ist am 09.04.2021

beim Eisenbahn-Bundesamt, AuRRenstelle Miinchen, eingegangen.

Mit Schreiben vom 14.05.2021 wurde die Vorhabentragerin um Uberarbeitung der
Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit Schreiben vom 25.06.2021, Ein-
gang beim EBA am 29.06.2021, und mit Schreiben vom 13.10.2021, Eingang beim
EBA am 14.10.2021, wieder vorgelegt. Zusatzlich wurden die geanderten Unterlagen
digital iber den BSCW-Server zur Verfigung gestellt. Die Mehrausfertigungen fiir die
Beteiligung der Trager &ffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 17.11.2021,
Eingang beim EBA am 18.11.2021, nachgereicht.
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Das Vorhaben betrifft die Anderung eines Bahniibergangs. Insgesamt wird fiir das
Vorhaben eine Flache von kleiner 2000 m? dauerhaft beansprucht. Geman Anlage 1,
Nr. 14.8.3.2 zum UVPG ist daher keine Vorprufung durchzufiihren.

Die Vorhabentragerin hat die von ihr eingeholten Stellungnahmen der Trager offentli-
cher Belange sowie die Zustimmungen der Grundstiickseigentimer mit den Schrei-
ben bzw. E-Mails vom 09.04.2021, 26.04.2021, 28.02.2022, 25.02.2022, und vom
10.03.2022 vorgelegt. Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Plangenehmigungsverfah-
ren zusatzlich die Stellungnahme von die in den nachfolgenden Tabellen grau mar-

kierten Trager offentlicher Belange eingehoilt.

Zu allen Stellungnahmen wurden von der Vorhabentragerin Erwiderungen vorgelegt.
Diese wurden mit Schreiben/E-Mails vom 10.12.2021, 05.01.2022, 18.01.2022,
19.01.2022, 04.20.2022 und 11.02.2022 vorgelegt.

Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder Empfehlun-

gen:

Lfd. Nr. | Bezeichnung

1. Landratsamt Pfaffenhofen a.d.llm
Fachbereich Kommunale Angelegenheiten
Stellungnahme vom 03.12.2021 Az. 60/6102/6100

Fachbereich Kreiseigener Tiefbau
Stellungnahme vom 08.12.2021

Untere StralRenverkehrsbehorde
Stellungnahme vom 23.12.2021

Untere Denkmalschutzbehorde
Stellungnahme vom 07.01.2021, Az. 30/324
2. Markt Wolnzach

Stellungnahme vom 27.01.2022

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen:

Lfd. Nr. | Bezeichnung
3. Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt
Stellungnahme vom 19.03.2021
Stellungnahme vom 08.12.2021, Az. 3-3531-PAF-22684/2021
4.. Markt Wolnzach
Hauptamt, Gewerbe- und Ordnungsamt
Stellungnahme vom 29.01.2019
Stellungnahme vom 08.02.2019

5. Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege
Stellungnahme vom 29.11.2021, Az. P-2021-6355-1_S2
6. EXA
Stellungnahme vom 03.12.2021
7. Deutsche Telekom Technik GmbH
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Lfd. Nr.

Bezeichnung

Stellungnahme vom 13.12.2021

Bayernwerk Netz GmbH
Stellungnahme vom 22.12.2021, Az. TAG mi ne

Landratsamt Pfaffenhofen a.d.lim
Gesamtstellungnahme vom 10.01.2022, Az. 32/6100

Bauleitplanung
Stellungnahme vom 04.01.2022, Az. 32/6100

Untere Bodenschutzbehdrde
Stellungnahme vom 13.12.2021, Az. 40/172-19-2

Untere Naturschutzbehérde
Stellungnahme vom 10.01.2022, Az. 33/
Stellungnahme vom 14.06.2022

Untere Immissionsschutzbehoérde
Stellungnahme vom 10.01.2022, Az. 41/Bahnilibergang

10.

Vodafone GmbH/ Vodafone Deutschland GmbH
Stellungnahme vom 12.01.2022

11.

Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6
Stellungnahme vom 12.01.2022, Az. 65612-656ti/002-2021#089

12.

Biowarmeverbund HKW
Stellungnahme vom 31.01.2022

Es sind keine Stellungnahmen von Naturschutzvereinigungen eingegangen.

Dem Eisenbahn-Bundesamt liegen die Zustimmungen der aller in eigenen Rechten

Betroffenen vor.

B.2  Verfahrensrechtliche Bewertung

B.2.1 Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fir die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1
AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwWVfG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschlielllich der

Bahnfernstromleitungen dirfen nur gebaut oder geandert werden, wenn der Plan

vorher festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berthrten

offentlichen und privaten Belange einschliel3lich der Umweltvertraglichkeit im Rah-

men der Abwagung zu berticksichtigen.

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemal § 18 Abs. 1 AEG i. V. m.

§ 74 Abs. 6 VWV{G eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt werden oder die Be-

troffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen

Rechts schriftlich einverstanden erklart haben,
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B.2.2

B.3

B.4

B.4.1

2. mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berihrt wird, das

Benehmen hergestellt worden ist und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die
den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entspre-

chen muss.

Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall erflllt. Das Bauvorhaben beein-
trachtigt nicht die Rechte Dritter ohne deren Einverstandnis. Mit den betroffenen Tra-
gern offentlicher Belange wurde das Benehmen wie oben unter B.1.2 dargestellt her-
gestellt. Eine Offentlichkeitsbeteiligung, die den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz

1 und Absatz 4 bis 7 VWVfG entsprechen muss, ist nicht erforderlich.

Zustandigkeit
Gemall §3 Abs.1 Satz1 Nr.1 und Abs.2 Gesetz Uber die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt fiir den Er-
lass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs.1 AEG i.V.m. §74
Abs. 6 VWVFG fur Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zusténdig. Das
Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB
Netz AG.

Umweltvertraglichkeit

Das Vorhaben betrifft die Anderung eines Bahniibergangs. Insgesamt wird fir das
Vorhaben eine Flache kleiner 2000 m? dauerhaft beansprucht. Da das beantragte
Vorhaben dauerhaft < 2.000 m? Flache in Anspruch nimmt, sind die Prifwerte des §
14a i. V. m. Anlage 1 UVPG nicht erreicht, sodass keine Umweltvertraglichkeitspri-
fung erforderlich ist. Es sind ferner keine Vorhabenwirkungen erkennbar, die bei ord-
nungsgemafler Ausfihrung des Vorhabens erhebliche, negative Umweltauswirkun-

gen zur Folge haben kdnnen.

Materiell-rechtliche Wiirdigung des Vorhabens

Planrechtfertigung

Die Planrechtfertigung ist ein ungeschriebenes Erfordernis jeder Fachplanung und ei-
ne Auspragung des Prinzips der VerhaltnismaRigkeit staatlichen Handelns. Das Er-
fordernis ist erflllt, wenn flr das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den Zielset-

zungen des jeweiligen Fachplanungsgesetzes ein Bedarf besteht, die geplante Mal3-
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nahme unter diesem Blickwinkel demnach erforderlich ist. Das ist der Fall, wenn sie

im Sinne des Fachplanungsrechts verniinftigerweise geboten ist.

Die Planrechtfertigung ist gegeben, wenn die MalRnahme gemessen an den Zielen
des § 1 AEG verninftigerweise geboten ist. Zweck des AEGs ist die Gewahrleistung
eines sicheren Betriebs der Eisenbahn und eines attraktiven Verkehrsangebots auf
der Schiene (§ 1 Abs. 1 AEG).

Die Vorhabentragerin hat in ihrem Erlauterungsbericht (siehe A.2) unter Ziffer 2
schlissig dargelegt, dass die die Anderung des Bahnibergangs fiir den dauerhaften
und sicheren Betrieb der Bahnstrecke 5383 erforderlich ist, da der Status quo nicht
mehr den anerkannten Regeln der Technik entspricht. Er weist die unter B.1.1 aufge-
fuhrten Defizite auf, die mit der Anderung behoben werden sollen. Grundlage der
Planung ist daher die Verbesserung der Infrastruktur der Bahnstrecke 5383. Damit
soll einerseits die Sicherheit am Bahnibergang erhéht werden und anderseits der Be-
triebsablauf, hier im Wesentlichen die Rangierfahrten zum Anlieger, erleichtert wer-

den.

Sie ist damit ,vernunftigerweise geboten® im Sinne des Fachplanungsrechts.

B.4.2 Abweichungen vom Regelwerk

B.4.2.1 Zustimmung im Einzelfall (ZiE)

Gem. § 2 Abs. 1 EBO missen Bahnanlagen so beschaffen sein, dass sie den Anfor-
derungen von Sicherheit und Ordnung gentigen. Diese Anforderungen gelten als er-
fullt, wenn die Bahnanlagen den Vorschriften der EBO und, soweit diese keine aus-

dricklichen Vorschriften enthalt, den anerkannten Regeln der Technik entspricht.

Im Zuge der Erneuerung des Bahniberganges ,Altmann® und der damit verbundenen
Neugestaltung des Radweges muss der Weichenanfang der Anschlussgleisweiche
versetzt werden. Die wirtschaftlichste regelkonforme Herstellung der Weichen hatte
zusatzlich zur geplanten Malnahme den Umbau des gesamten Zweiggleises in der
Werksflache der Fr. Altmann zur Folge. Durch diese MaRnahme wirden erhebliche
Mehrkosten entstehen. Die Auflassung der jetzigen Doppelweiche DW 49-190-1:9 in
zwei Einfache Weichen erfordert die Verwendung eines kleineren Zweiggleishalb-

messers.

Nach der Ril 800.0120 A01 sind Weichen mit einem Zweiggleisradius von Rz < 190 m

nicht vorgesehen.
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B.4.3

Die Vorhabentragerin hat am 08.04.2019 eine Unternehmensinterne Genehmigung
(UIG) zur Verwendung einer Sonderkonstruktion EW 49-150-1:6,6 flr die Weiche 1
im Bereich des Anschlussgleises der Fa. Altmann der Strecke Rohrbach (llm) —
Wolnzach in Abweichung zur Ril 800.0120. beantragt.

Die Vorhabentragerin hat am 21.06.2021 eine Zustimmung im Einzelfall (ZIE) flr den
Einbau eine Sonderweiche EW 49-150-1:5,515 beantragt. Diese wurde ihr mit Be-
scheid vom 28.07.2021, Az. 215.5-215izbo/005-2101#052-/557/21-ZiE) erteilt.

Variantenentscheidung

Die Vorhabentragerin hat unter Ziffer 3 im Erlduterungsbericht folgende drei Varian-

ten betrachtet:

Variante 1: Auflassung des Bahniibergangs mit/ ohne Ersatzweg
Variante 2: Beseitigung des Bahnubergangs durch ein Ersatzbauwerk

Variante 3: Umbau des Bahnibergangs

Gegen Variante 1 spricht, dass die kreuzende Stral3e eine hohe verkehrliche Belas-
tung einerseits und eine hohe Verkehrsbedeutung andererseits aufweist. Ein Ersatz-
weg flr den innerorts gelegenen Bahniibergang ware sehr lang, da er um die vor-
handene Bebauung herumgeplant werden misste. Aus diesen Grinden wirde so-
wohl die Auflassung des Bahniberganges mit als auch die Auflassung ohne Ersatz-

weg verworfen.

Gegen Variante 2 spricht, dass auf Grund vorhandenen, bahnibergangsnahen Be-
bauung nicht ausreichend Flache vorhanden ist, um ein Ersatzbauwerk zu errichten,
an welches alle im Status quo vorhandenen Einmindungen angeschlossen werden
kénnen. Bei einer Anderung der StraBengradiente waren nicht mehr alle Einmiindun-
gen angebunden, ohne dass andere Anfahrtsmdglichkeiten bestehen wirden. Eine
Anderung der Gradiente der Eisenbahnstrecke wiirde eine erhebliche Entwicklungs-
lange des Gleisanschlusses bedingen. Damit waren neben einem gréReren Eingriff in
Natur und Landschaft ebenfalls gréRere Eingriffe in das Eigentum der Firma ARS
Altmann AG verbunden. Da diese Variante nur mit einem erheblichen Mehrauf-

wand/Eingriff realisierbar ware, wurde sie verworfen.
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B.4.4

B.4.5

Fir Variante 3 spricht, dass die im Status quo vorhandenen Defizite mit dem Umbau
des Bahnlbergangs behoben werden kdnnen, ohne dass einerseits erhebliche Nach-
teile fir den kreuzenden StraRenverkehr entstehen und andererseits dies mit einem

vertretbaren Aufwand umsetzbar ist.

Wasserhaushalt/Wasserwirtschaft und Gewasserschutz

Vom Vorhaben sind keine Wasserschutzgebiete betroffen und gemaf den Planunter-

lagen findet auch keine erlaubnispflichtige Gewasserbenutzung statt.

Die bestehende Entwasserung der Anlage wird nicht geandert (vgl. Erlauterungsbe-

richt, Ziffer 5.4). Es wird weiterhin in die angrenzenden Bereiche entwassert.

Die unter A.4.3 beschriebenen MaRnahmen sind zum Schutze des Wasserhaushalts
und des Gewasserschutzes erforderlich. So kann u. a. durch die Einhaltung von Ne-
benbestimmung verhindert werden, dass wassergefahrdende Stoffen in den Boden

und/oder den Wasserkreislauf gelangen.

Die im Rahmen der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange von den Wasserbe-
hérden und dem Wasserwirtschaftsamt geforderten Auflagen sind unter Ziffer A.4.3
dieser Entscheidung als Nebenbestimmungen aufgenommen worden, sofern sie Ge-
genstand der Plangenehmigung sind und sofern aus Sicht der Planfeststellungsbe-
hérde Regelungen zur Sicherung der Belange des Gewasserschutzes zu treffen sind.
Ferner hat die Vorhabentragerin mit Schreiben vom 05.01.2022 den Forderungen des

Wasserwirtschaftsamtes zugestimmt.

Das Vorhaben ist aus den oben genannten Griinden mit den Belangen des Wasser-

haushalts, der Wasserwirtschaft und des Gewasserschutzes vereinbar.

Naturschutz und Landschaftspflege/Artenschutz

Das Vorhaben soll auRerhalb von Schutzgebieten im realisiert werden. Es stehen
dem Vorhaben somit keine Schutzgebietsverordnungen entgegen und es ist auch
kein groRer, unzerschnittener Raum betroffen. Das Landschafts- bzw. Stadtbild wird

im Umgriff des Vorhabens durch die Bahnanlagen und die Bebauung bereits anthro-
pogen gepragt.

Durch das genehmigte Vorhaben sind Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des
§ 14 Abs. 1 BNatSchG nicht ganzlich auszuschlieBen. Diese sind gemall § 17

BNatSchG zulassungspflichtig. Die Genehmigungsvoraussetzungen des § 15

BNatSchG liegen unter Einhaltung der unter Ziffer A.4.4 verfigten Nebenbestimmun-
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gen vor. Das MalRnahmenkonzept aus dem Erlauterungsbericht in Verbindung mit
den Nebenbestimmungen unter A.4 4 fihren dazu, dass alle vermeidbaren, erhebli-
chen Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft bei der Verwirklichung des Vor-
habens unterlassen werden und alle unvermeidbaren Beeintrachtigungen minimiert
werden. Die Umsetzung des MaRRnahmenkonzeptes (vgl. Erlauterungsbericht, Ziffer
9.2 — 9.3) ist Bestandteil der Planung der Vorhabentragerin und ist somit zwingend
dementsprechend auszuflihren. Dies wird durch entsprechende Nebenbestimmungen

A.4.4.2 dieser Entscheidung nochmals sichergestellt.

Nebenbestimmung A.4.4.3 stellt sicher, dass die MalRhahmen fachlich korrekt durch-

geflhrt werden.

Die Nebenbestimmungen A.4.4.5 dient dem Artenschutz. Die Beschrankung der Ro-
dungszeiten ergibt sich aus § 39 Abs. 5 BNatSchG und ist zum Schutz der Vogel im

Vorhabenwirkraum umzusetzen.

Nebenbestimmung A.4.4.7 stellt sicher, dass die Baudurchfihrung entsprechend der
aktuellen natur- und artenschutzrechtlichen Richtlinien und Regelwerke durchgefihrt

wird.

Die weiteren Nebenbestimmungen unter A 4.4 dienen dazu, dass das Vermeidungs-
und Minimierungsgebot auf der Baustelle bestmdglich umgesetzt wird und die Voll-

zugskontrolle erleichtert wird.

Die Vorhabentragerin hat ausreichende Bestandserhebungen und -bewertungen
durchgefuhrt und MaRnahmen der Vermeidung und Minderung aufgezeigt, sowie ein
Malnahmenkonzept (vgl. Erlauterungsbericht, Ziffer 9 und Landschaftspflegerischer
Begleitplan, Ziffern 4 - 7) zur Minimierung der vorhabenbedingten Auswirkungen dar-

gelegt.

Trotz der vorgesehenen MalRnahmen sind mit dem Vorhaben unvermeidbare Beein-
trachtigungen der Belange des Arten-, Natur- und Landschaftsschutzes verbunden.
Dies sind insbesondere die temporare Flacheninanspruchnahme flir Baustellenein-
richtungsflachen als auch die dauerhafte Uberbauung von Flachen fiir den Bahn-
Ubergang. Diese Beeintrachtigungen lassen sich nicht mit zumutbarem Aufwand wei-

ter verringern.

Nach der Beurteilung der Plangenehmigungsbehorde ist das Vorhaben unter Bertick-

sichtigung des im Erlauterungsbericht und im Landschaftspflegerischen Begleitplan
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B.4.6

dargelegten MaRRnahmenkonzeptes und unter Beachtung der im verfiugenden Teil
dieser Entscheidung aufgeflihrten Nebenbestimmungen mit dem Arten-, Natur- und

Landschaftsschutz vereinbar.

Immissionsschutz

Das genehmigte Vorhaben ist mit den Belangen des Immissionsschutzes nach Mal}-
gabe dieser Plangenehmigung vereinbar. Das gilt sowohl flir die Bau- als auch fir die
Betriebsphase. Die Regelungen dieser Plangenehmigung stellen sicher, dass schad-
liche Umwelteinwirkungen entsprechend den anerkannten Regeln der Technik so

weit wie mdglich vermieden und alle rechtlichen Vorgaben eingehalten werden.

Baubedingte Lairmimmissionen

Im Rahmen einer planungsrechtlichen Zulassungsentscheidung ist auch tber die Zu-
lassigkeit des beantragten Vorhabens im Hinblick auf die sich ergebenden baube-
dingten Beeintrachtigungen zu entscheiden. Neben dem Plangenehmigungsbescheid
ist keine gesonderte Uberprifung der Zumutbarkeit und Zuldssigkeit der Bauausfiih-
rung zu erteilen — diese unterfallt vielmehr der Konzentrationswirkung des § 75 Abs. 1
VwWVFG.

Eine Baustelle als funktionale Zusammenfassung von Maschinen, Geraten und ahnli-
chen Einrichtungen stellt eine Anlage im Sinne von § 3 BImSchG dar. Da es sich bei
Baustellen nicht um genehmigungsbedurftige Anlagen handelt, ist § 22 Abs. 1 BIm-
SchG einschlagig.

Baularm fuhrt entsprechend § 3 Abs. 1 BImSchG zu schadlichen Umwelteinwirkun-
gen, wenn er nach Art, Ausmal’ und Dauer geeignet ist, Gefahren, erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft her-

beizufthren.

Zur Feststellung der Schadlichkeit von Baustellenlarm kann als Malistab die — diesen
unbestimmten Rechtsbegriff konkretisierende — Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Schutz gegen Baularm —Gerauschimmissionen- (AVV Baularm) vom 19.08.1970

herangezogen werden.

Schall- und erschiitterungstechnische Untersuchung zum Baubetrieb

Zur Beurteilung der schadlichen Larmeinwirkungen aus dem Baubetrieb hat die Vor-

habentragerin den Baularm abgeschatzt (Siehe Unterlage 16).
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Die Baularmprognose zeigt, dass es im Tagzeitraum phasenweise zu Uberschreitun-
gen der Richtwerte der AVV Baularm kommen kann. Der Vorhabentragerin sind des-
halb zur Minderung der baubedingten Immissionen im Verfugenden Teil A unter Ziffer
A.4.5 dieser Genehmigung einschlagige Nebenbestimmungen auferlegt worden, um
unzumutbare Beeintrachtigungen der Nachbarschaft zu vermeiden. Dies betrifft ins-
besondere die Anwendung der AVV Baularm mit dementsprechend ggf. vorzusehen-

den MalRnahmen zur Larmminderung.

Die Nebenbestimmungen unter A.4.5 dienen der Minimierung von Baularm, baube-
dingten Erschitterungen sowie der baubedingten Staubbelastung. Der besonders
schitzenswerte Nachtzeitraum ist nicht von Baularm betroffen, da die Vorhabentrage-

rin gemaf Erlduterungsbericht auf Nachtarbeiten verzichtet.

Damit sich die Betroffenen auf die zu erwartenden Beeintrachtigungen einstellen
koénnen, sind sie rechtzeitig und umfassend Uber larmintensive Arbeiten zu informie-
ren. Als zusatzliche Ansprechstelle ist ein Immissionsschutzbeauftragter zu engagie-
ren, der die Baustelle immissionstechnisch Uberwacht und ggf. notwendige Schutz-

mafRnahmen anordnen kann.

Mit der durchschnittlichen Beschrankung der larmintensiven Arbeiten auf 8 Stunden
am Tage, abgeleitet aus den Ergebnissen der Unterlage 16 (siehe A.2), kann gemaf
den Vorgaben der AVV Baularm eine Zeitkorrektur von 5 dB(A) bei der Prognose be-
rucksichtigt werden, so dass der Wert von 70 dB(A) tags an keinem Gebaude Uber-

schritten wird; ohne diese MaRnahme ware dies an 2 Gebauden der Fall.

Far Arbeiten an Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen, welche geeignet sind,
die Feiertagsruhe zu beeintrachtigen, ist das bayerische Gesetz liber den Schutz der

Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz — FTG) zu beachten.

Die in der Allgemeinverfugung des Eisenbahn-Bundesamtes Pr. 3354-33hui/005-
8009005 vom 11.04.2016 (Anlage 1 zur Verfugung) vorgesehenen Einschrankungen
fur die Verwendung automatischer Warnanlagen ohne automatische Pegelanpassung
(APA) gelten seit dem 01.01.2019 entsprechend auch fur Baustellen bei Baumal3-
nahmen, die durch eine fachplanungsrechtliche Zulassungsentscheidung zugelassen

werden.

Baubedingte Erschiitterungsimmissionen

Die Vorhabentragerin hat mit der Unterlage 16 (Siehe A.2) die Auswirkungen der

Bauverfahren unter dem Gesichtspunkt des Erschitterungsschutzes gepruft. Zur Mi-
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nimierung der Erschitterungen sind erschitterungsarme Baumaschinen/-verfahren

einzusetzen. Unter Ziffer A.4.5 wurde ferner eine Beweissicherung festgesetzt.

Stoffliche Immissionen

Die Plangenehmigungsbehorde ist der Ansicht, dass durch den Baubetrieb, unter
Einhaltung der unter Ziffer A.4.5 aufgefihrten Nebenbestimmungen, keine signifikan-
ten Belastungen mit Luftschadstoffen zu erwarten sind, auch wenn einzelne Emissio-
nen, wie bei jeder anderen Baustelle vergleichbarer GréRRenordnung, nicht ganzlich

vermeidbar sind.

Betriebsbedingte LAarmimmissionen

Von der bestehenden Bahnstrecke 5383 sowie der kreuzenden Stral3e gehen vor und

nach der Anderung Schallemissionen aus.

Fir den Stra3en- und Schienenwegbau bilden die §§§ 2 Abs. 1 Nr. 4, 41 — 43 BIm-
SchG sowie die 16. BImSchV und die 24. BImSchV den gesetzlichen Rahmen zur

Wahrung der Belange des Schallschutzes.

Infolge des erheblichen baulichen Eingriffs durch die Gleislageanderung im Zuge der
Auflésung der Doppelweiche bzw. dem Ersatz durch zwei Einfachweichen ist festzu-
stellen, dass es bei den berechneten Beurteilungspegeln zu Pegelerhdhungen von
bis zu ca. 1,1 dB(A) an einem Immissionsort kommt. Diese Pegelerhdhungen betra-
gen an diesem Immissionsort im Gewerbegebiet jedoch weniger als 3 dB(A). An den
weiteren Immissionsorten ergeben sich durch die Gleislageanderung Pegelreduzie-

rungen.

Nach den Kriterien der 16. BImSchV stellt der antragsgegenstandliche erhebliche
bauliche Eingriff in den Schienenweg keine wesentliche Anderung im Sinne der 16.
BImSchV dar, da die Erhéhung unterhalb von 3 dB(A) liegt und die Verkehrslarmbe-
lastung tags unter 70 dB(A) und nachts unter 60 dB(A) bleibt.

Insofern wird kein Anspruch auf SchallschutzmafRnahmen ausgelést.

Das genehmigte Vorhaben ist insgesamt mit den Belangen des Immissionsschutzes
vereinbar, da durch die Vorhabenplanung und unter Beachtung der einschlagigen
Vorschriften und den unter A.4.5 verfliigten Nebenbestimmungen sichergestellt ist,
dass keine vermeidbaren, schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden

und unvermeidbare Beeintrachtigungen weitestgehend minimiert werden.
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B.4.7

B.4.8

Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz

Das Vorhaben hat zur Folge, dass verschiedene Baumaterialien und technische An-
lagen ausgebaut werden und nicht wieder im unmittelbaren Bereich der Bahnanlagen

verwendet werden konnen.

Das anfallende Material ist ordnungsgemaf entsprechend den gesetzlichen Rege-
lungen zu verwerten bzw. zu entsorgen. Soweit es der Bauzustand erforderlich ma-
chen sollte, dass auszubauendes Material zwischengelagert werden muss, ist sicher-
zustellen, dass die Zwischenlagerung entsprechend den gesetzlichen Vorschriften,

insbesondere zum Schutz des Wassers und des Bodens, durchgefihrt wird.

Fir den Fall, dass bei den Baumalinahmen Altlasten oder altlastenverdachtiges Ma-
terial vorgefunden werden, ist dies dem Eisenbahn-Bundesamt und dem Landratsamt
Pfaffenhofen unverziglich anzuzeigen sowie unter Einschaltung und Beteiligung der
zustandigen Behorden fir die ordnungsgemalie Sanierung Sorge zu tragen. Entspre-
chende Nebenbestimmungen sind im verfigenden Teil A unter der Ziffer A.4.6 aufge-
nommen. Die von den Fachbehérden im Verfahren genannten Auflagen und Hinwei-

se wurden im Plangenehmigungsbescheid entsprechend beriicksichtigt.

Die unter A.4.6 aufgeflihrten Nebenbestimmungen begriinden sich insgesamt mit ei-
nem schonenden und verantwortungsbewussten Umgang mit den endlichen Res-
sourcen Boden und Wasser. Damit keine boden- bzw. wasserverunreinigenden Stoffe
in den Boden-/Wasserkreislauf gelangen kdnnen, ist die Einhaltung dieser Nebenbe-

stimmungen erforderlich.

Belange der Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes stehen dem genehmigten Vor-
haben nicht entgegen. Dies wird durch die Vorhabenplanung sowie durch die ent-

sprechenden Nebenbestimmungen unter Ziffer A.4.6 gewahrleistet.

Grundlegende Bedenken gegen die Planung habe die maRgeblichen Fachbehdrden
nicht erhoben. Die Plangenehmigungsbehorde hat vorsorglich die einschlagigen ab-
fall- und bodenschutzrechtlichen Nebenbestimmungen unter Ziffer A.4.6 aufgenom-

men, die grundsatzlich einzuhalten sind.

Denkmalschutz

Die Verpflichtung zur Anzeige der Entdeckung von Bodendenkmalern nach Art. 8
BayDSchG und die Regelungen zum Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenk-

malern sind als Nebenbestimmung unter Ziffer A.4.7.
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Um gegebenenfalls im Baubereich befindliche Bodendenkmaler und andere archao-
logische Funde sichern zu kénnen, wurde die Informationspflicht als Nebenbestim-
mung unter Ziffer A.4.7 aufgenommen. Es liegen aktuell laut der Stellungnahme des
Bayerischen Landesamtes fiur Denkmalpflege keine konkreten Hinweise auf Boden-
denkmaler oder andere archaologische Funde vor. Es ist jedoch nicht auszuschlie-

3en, dass solche im Baubereich vorhanden sind.

B.4.9 Brand- und Katastrophenschutz
Der bestehende Bahnlbergang wird bei einem Hochwasserereignis HQ exrem leicht
uberstromt. Um die Situation bei einem solchen Hochwasserereignis nicht weiter zu
verschlechtern, darf sich an den Héhenlagen am Bahnubergang nichts andern. Dies

dient der Gefahrenabwehr.

B.4.10 Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
Die Nebenbestimmung A.4.9 dient einer frihzeitigen Abstimmung mit den Leitungs-
tragern. In Kombination mit den unter A.4.10 gelisteten Nebenbestimmungen garan-

tiert sie den dauerhaften Bestand und Betrieb Anlagen im Baubereich.

B.4.11 Leitungen Dritter
Um den Bestand und den Betrieb von Leitungen Dritter dauerhaft gewahrleisten zu
kénnen und ggf. Planungen auf die antragsgegenstandliche Baumalnahme abstim-

men zu kénnen, sind die unter A.4.10 aufgefiuihrten Nebenbestimmen erforderlich.

B.4.12 StraRen, Wege, Zufahrten
Hinsichtlich der Nutzung 6&ffentlicher Stralen und Wege, insbesondere fir den Bau-
stellenverkehr, wird die Vorhabentragerin friihzeitig vor Baubeginn mit den értlich und

sachlich zustandigen Strallenverkehrsbehdrden Kontakt aufnehmen.

Sofern erforderlich, stimmt die Vorhabentragerin rechtzeitig vor Baubeginn mit dem
Straflenbaulasttrager und der StralRenverkehrsbehdérde notwendig werdende Sper-

rungen und Einschrankungen auf 6ffentlichen Stralenverkehrsflachen ab.

Ebenso sind sich ergebende negative Auswirkungen auf die 6ffentlichen Belange der
Verkehrssicherheit im Straflenverkehr zu beseitigen und baubedingt verschmutzte
Straflen und Wege ordnungsgemafd zu reinigen und den urspringlichen Zustand

wiederherzustellen.
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B.4.13 Kampfmittel

Kampfmittel, die bei Eingriffen in den Boden plétzlich explodieren, stellen eine erheb-
liche Gefahr flr die auf der Baustelle tatigen Personen dar. Um eine Gefahrdung
hierdurch auszuschlieRen, ist vor Eingriffen in den Boden der Eingriffsbereich auf

Kampfmittel hin zu untersuchen. Dies dient einer sicheren Baustelle.

Die Vorhabentragerin hat ein Kampfmittelgutachten der Tauber DeDeComp GmbH,
welches am 13.08.2016 abgeschlossen wurde, vorgelegt, aus dem hervorgeht, dass

der Auswertungsbereich als potenziell kampfmittelunbelastet zu deklarieren ist.

B.4.14 Baudurchfiihrung

Die Nebenbestimmungen unter A.4.12 dienen der Abwehr von Gefahren Dritter und

der Beseitigung von Schaden am Eigentum Diritter.

B.4.15 Baustellenkontrollen

Die Baustellenkontrollen sind erforderlich, um die Einhaltung der fir Baustellen gel-

tenden Richtlinien und Vorschriften sicherzustellen.

B.4.16 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter

Das Vorhaben erfordert die voribergehende und dauerhafte Inanspruchnahme von
Grundstiicken Dritter. Die jeweiligen schriftichen Zustimmungen der betroffenen

Grundeigentimer liegen der Plangenehmigungsbehérde vor.

B.4.17 Vollzugskontrolle

Wenn die Vorhabentragerin mit der Realisierung eines genehmigten Vorhabens be-
ginnt, ist sie an die Festsetzungen der Plangenehmigung gebunden. Sie darf hiervon
nicht abweichen und ist nicht berechtigt, nur Teile des plangenehmigten Vorhabens
zu realisieren, es sei denn, dass der Plan nach § 76 VwVfG entsprechend geandert
wurde. Die Planfeststellungsbehdrde hat die Umsetzung der Plangenehmigung in
seiner Gesamtheit zu kontrollieren. Diese Vollzugskontrolle umfasst alle durch die
Plangenehmigung festgelegten Anlagen und MalRnahmen (Betriebsanlagen, notwen-
dige Folgemalnahmen, Schutzvorkehrungen, Schutzauflagen, Ausgleichs- und Er-

satzmal3nahmen).

Zur Eréffnung der behordlichen Vollzugskontrolle des plangenehmigten Vorhabens
hat die Vorhabentragerin neben dem Baubeginn schliel3lich auch die Fertigstellung
des Bauvorhabens dem Eisenbahn-Bundesamt schriftlich anzuzeigen. Die fruhzeitig
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B.5

vorzulegende Baubeginnanzeige dient in diesem Zusammenhang insbesondere der
Maoglichkeit zur Aufsicht Gber die Erledigung von Nebenbestimmungen, die bereits vor
Baubeginn zu erfillen sind. Mit der Fertigstellungsanzeige ist von der Vorhabentrage-
rin zu erklaren, dass sie die mit der Plangenehmigung genehmigten Bauwerke ord-
nungsgemal errichtet und alle auferlegten Nebenbestimmungen erflllt hat oder ggf.
wann eventuell noch verbleibende Nebenbestimmungen voraussichtlich erfillt wer-

den nebst Begrindung fur deren noch nicht erfolgte Umsetzung (A.5).

Gesamtabwigung

Am antragsgegenstandlichen Vorhaben besteht ein 6ffentliches Interesse. Die Plan-
genehmigungsbehoérde hat die unterschiedlichen o6ffentlichen und privaten Belange
ermittelt, alle Belange in die Abwagung eingestellt und diese gegeneinander und un-

tereinander abgewogen.

Die Prufung der Antragsunterlagen hat ergeben, dass fiur das Vorhaben keine Um-

weltvertraglichkeitsprifung erforderlich ist (siehe Entscheidung unter B 1.2).

Die Anderung des Bahniibergangs Altmann dient dem dauerhaften und sicheren Be-
trieb der Bahnstrecke 5383. Der Status quo entspricht nicht mehr den anerkannten

Regeln der Technik, was durch die Anderung behoben werden soll.

Durch die Vorhabenplanung, die Zusagen der Vorhabentragerin sowie die verfiigten
Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass keine 6ffentlichen und privaten Belan-
ge in unzumutbarer Weise beeintrachtigt werden und die Belange im Hinblick auf eine
Umweltvorsorge bericksichtigt sind. Das plangenehmigte Bauvorhaben ist aus Grin-
den des Gemeinwohls objektiv notwendig und rechtfertigt auch die sich aufgrund des

Vorhabens ergebenden Auswirkungen auf 6ffentliche und private Belange.

Uber die festgesetzten Nebenbestimmungen wurden die Forderungen, Empfehlungen

und Hinweise der Trager offentlicher Belange integriert.

Insgesamt ist daher festzustellen, dass das plangenehmigte Vorhaben mit den 6ffent-
lichen und privaten Belangen vereinbar ist. Die Voraussetzungen flir die Erteilung ei-

ner Plangenehmigung gemaR § 74 Abs. 6 Satz 1 VwV{G liegen somit vor.

Im Ergebnis wird das 6ffentliche Interesse an der Realisierung des Vorhabens héher
als die entgegenstehenden, offentlichen Belange gewertet. Durch die Planung und
die festgesetzten Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass die von dem Vorhaben

ausgehenden Beeintrachtigungen o6ffentlicher Belange auf das unabdingbare Mal}
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B.6

B.7

begrenzt werden. Die verbleibenden Auswirkungen erreichen weder in einzelnen Be-
reichen noch in ihrer Gesamtheit ein Ausmal}, das der Realisierung des Vorhabens
entgegenstehen koénnte. Die verbleibenden Nachteile sind durch die verfolgte Zielset-

zung gerechtfertigt und missen im 6ffentlichen Interesse hingenommen werden.

Das Vorhaben entspricht demnach insgesamt den Zielsetzungen des Fachplanungs-
rechts, ist zum Wohle der Allgemeinheit erforderlich und steht im Einklang mit dem

zwingenden Recht.

Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a
VwGO).

Entscheidung iiber Gebiihr und Auslagen

Die Entscheidung uber die Geblihren und Auslagen beruht auf §1 i.V.m. § 22
Abs. 3 und 4 des Bundesgebihrengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen Geblh-
renverordnung des Bundesministeriums fur Verkehr und digitale Infrastruktur far indi-
viduell zurechenbare 6ffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes (Besonde-
re Gebuhrenverordnung Eisenbahn-Bundesamt — EBA BGebV). Uber die Hohe erge-

hen gesonderte Bescheide.
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C. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung

Klage beim

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof

LudwigstraBe 23, 80539 Miinchen

erhoben werden. Der Klager hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhe-
bung die zur Begrindung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzuge-

ben.

Eisenbahn-Bundesamt
AuBenstelle Miinchen
Miinchen, den 20.06.2022
Az. 651ppb/006-2021#005
EVH-Nr. 3456967

Im Auftrag

(Dienstsiegel)
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	A.4.6.9 Im Zuge der Erdaushubmaßnahmen anfallender Bodenaushub ist entsprechend dem Grad der Belastung unter Berücksichtigung der maßgeblichen Regelwerke und Vorschriften (TR LAGA M20 und StMUG-Eckpunktepapier) wiederzuverwerten.
	A.4.6.10 Bei sämtlichen Aushubmaßnahmen im Bereich von Bahnanlagen und sonstigen, bestehenden, baulichen Anlagen (Verkehrsflächen, Fundamente) und Aufschüttungen ist eine fachlich qualifizierte Aushubüberwachung durchzuführen. Die Aushubüberwachung ha...
	A.4.6.11 Verunreinigtes Aushubmaterial sowie kontaminierte Baurestmassen sind vor Ort zu separieren, möglichst auf befestigter Fläche bereitzustellen und abfalltechnisch untersuchen zu lassen sowie bis zur endgültigen Verwertung/Entsorgung gegen Auswa...
	A.4.6.12 Abfälle zur Verwertung (z. B. leere Gebinde, Verpackungsmaterialien und dergleichen) dürfen nicht lose und vor Witterungseinflüssen ungeschützt im Freien gelagert werden. Sie sind einer ordnungsgemäßen Verwertung zuzuführen. Die einschlägigen...
	A.4.6.13 Gefährliche Abfälle sind von anderen Abfällen getrennt zu halten. Der gewerbsmäßige Transport der gefährlichen Abfälle darf nur von Fachunternehmen vorgenommen werden, die im Besitz einer gültigen Transportgenehmigung sind. Die Bestimmungen d...
	A.4.6.14 Sofern Altschotter zurück gebaut wird, sind die Vorgaben des LfU-Merkblattes Nummer 3.4/2 „Anforderungen an die Verwertung und Beseitigung von Gleisschotter und sonstigen Gleisbaustoffen“ (aktuelle Fassung) zu beachten. Anfallender Ausbauasph...
	A.4.6.15 Die anfallenden Holzschwellen sind ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen.
	A.4.6.16 Bei einer etwaigen Zwischenlagerung von auszubauendem Material ist sicherzustellen, dass die Zwischenlagerung entsprechend der einschlägigen Vorschriften und Regelwerk durchgeführt wird. Die Entsorgung bzw. Zwischenlagerung ist zu überwachen ...
	A.4.6.17 Die Zwischenlagerung von belastetem (Abbruch-)Material ist so durchzuführen, dass keine Schadstoffe in den Untergrund gelangen können (z.B. durch dichte Container, Folien, etc.).
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	A.4.10 Leitungen Dritter
	A.4.10.1 Infrastrukturleitungen sind, soweit sie innerhalb der Baufläche liegen, während der Bauzeit in Abstimmung mit den zuständigen Eigentümern (Spartenträgern) und gemäß deren Vorschriften in Betrieb zu halten, zu schützen bzw. zu sichern. Ferner ...
	A.4.10.2 Die Mindestabstände zu Leitungen Dritter sind analog zu den Angaben in den entsprechenden Stellungnahmen einzuhalten; z.B. 1 Meter Mindestabstand zur i-21 / Interoute Germany GmbH / GTT GmbH / EXA Trasse.
	A.4.10.3 Der Schutzbereich um Leitungen Dritter ist entsprechend den Angaben in den betreffenden Stellungnahmen freizuhalten; dieser wird für Leitungen der Bayernwerk Netz GmbH z.B. mit 0,5 m angegeben. In dieser Schutzzone sind die Anweisungen aus de...
	A.4.10.4 Der Beginn sowie der Ablauf der Baumaßnahme sind der Bayernwerk Netz GmbH frühzeitig (mindestens 6 – 9 Monate) vor Baubeginn schriftlich mitzuteilen. Gleiches gilt für eventuell erforderliche Um- oder Tieferlegungen von Bestandskabeln im Zuge...
	A.4.10.5 Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist frühzeitig, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, über die geplante Baumaßnahme zu informieren.
	A.4.10.6 Umverlegungen oder Baufeldfreimachungen, die Telekommunikationsanlagen der Vodafone GmbH bzw. der Vodafone Deutschland GmbH tangieren, sind mindestens drei Monate vor Baubeginn bei der TDR-S-Bayern.de@vodafone.com anzuzeigen und abzustimmen.
	A.4.10.7 Vor Beginn der Tiefbauarbeiten über oder in unmittelbarer Nähe von Anlagen der Deutsche Telekom ist es erforderlich, dass sich die Bauausführenden vom zuständigen Ressort, Fax: 0391/580213737, mailto: Planauskunft.Sued@telekom.de, in die gena...
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	A.4.10.9 Für die Errichtung der neuen Zähleranschlusssäule für das BSH des BÜ ist frühzeitig (mindestens 6 - 9 Monate) vorher ein entsprechender Antrag bei der Bayernwerk Netz GmbH zu stellen.
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	A.4.12.2 Schäden, die bei der vorübergehenden Beanspruchung von Grundstücken entstehen sollten, sind vom Verursacher zu beseitigen und gegebenenfalls zu entschädigen.

	A.4.13 Baustellenkontrollen
	A.4.14 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter
	A.4.15 Unterrichtungspflichten

	A.5 Anzeige der Fertigstellung, Vollzugskontrolle
	A.6 Zusagen der Vorhabenträgerin
	A.7 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge
	A.8 Sofortige Vollziehung
	A.9 Gebühr und Auslagen

	B. Begründung
	B.1 Sachverhalt
	B.1.1 Gegenstand des Vorhabens
	B.1.2 Verfahren

	B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung
	B.2.1 Rechtsgrundlage
	B.2.2 Zuständigkeit

	B.3 Umweltverträglichkeit
	B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens
	B.4.1 Planrechtfertigung
	B.4.2 Abweichungen vom Regelwerk
	B.4.2.1 Zustimmung im Einzelfall (ZiE)

	B.4.3 Variantenentscheidung
	B.4.4 Wasserhaushalt/Wasserwirtschaft und Gewässerschutz
	B.4.5 Naturschutz und Landschaftspflege/Artenschutz
	B.4.6 Immissionsschutz
	B.4.7 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
	B.4.8 Denkmalschutz
	B.4.9 Brand- und Katastrophenschutz
	B.4.10 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
	B.4.11 Leitungen Dritter
	B.4.12 Straßen, Wege, Zufahrten
	B.4.13 Kampfmittel
	B.4.14 Baudurchführung
	B.4.15 Baustellenkontrollen
	B.4.16 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter
	B.4.17 Vollzugskontrolle

	B.5 Gesamtabwägung
	B.6 Sofortige Vollziehung
	B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen

	C. Rechtsbehelfsbelehrung

